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Drei Jahre lang hat die Bundesregierung
daran gearbeitet, den Wildwuchs an Vorga-
ben und Verordnungen zum Klimaschutz
im Gebäudesektor zu lichten – ein neues
Gesetz sollte her, das die Rechtslage ver-
einfacht und entbürokratisiert. Mehrere
Anläufe scheiterten, unter anderem, weil
sich Union und SPD nicht einigen konn-
ten, welche Effizienzstandards im Neubau
künftig gelten sollen. Mit dem Klimapaket
ist nun der Knoten geplatzt: Das Bundeska-
binett hat am vergangenen Mittwoch den
Entwurf für ein Gebäudeenergiegesetz
(GEG) verabschiedet, das Energieeinspar-
gesetz (EnEG) und -verordnung (EnEV)
sowie das Erneuerbare-Energien-Wärme-
gesetz (EEWärmeG) zusammenführt.

Das Gesetz soll dazu beitragen, die CO2-
Emissionen im Gebäudesektor bis 2030
von heute 118 Millionen Tonnen auf 70 Mil-
lionen Tonnen zu senken. In einem wesent-
lichen Punkt gilt allerdings auch künftig
die alte Rechtslage: Die energetischen An-
forderungen an Neubauten lässt das GEG
unangetastet. Damit haben sich Wirt-
schaftsminister Peter Altmaier (CDU) und
der für Bauen zuständige Innenminister
Horst Seehofer (CSU) gegenüber Umwelt-
ministerin Svenja Schulze (SPD) durchge-
setzt. Auch nach dem neuen Gesetz dürfen
Neubauten mit einem Energiebedarf von

bis zu sechzig Kilowattstunden pro Qua-
dratmeter und Jahr errichtet werden. Da-
bei kommen sehr viele Immobilien schon
heute mit deutlich weniger Energie aus.
Konsequenterweise taucht das lange von
der Bundesregierung propagierte Ziel, bis
2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäu-
debestand zu schaffen, im Gesetzesent-
wurf nicht mehr auf – angesichts der lan-
gen Sanierungszyklen müssten Immobi-
lien dann nämlich bereits heute standard-
mäßig so gebaut werden, dass sie prak-
tisch kein CO2 ausstoßen. Die Bundesregie-
rung will 2023 prüfen, ob das GEG ver-
schärft werden muss.

Mit dem neuen Gesetz will die Bundes-
regierung zudem die Ölkessel aus den Hei-
zungskellern drängen. Von 2026 an ist es
nicht mehr zulässig, einen neuen Ölbren-
ner einzubauen, wenn die alte Anlage aus-
getauscht werden muss. Allerdings lässt
die schwarz-rote Koalition mehrere scheu-
nentorgroße Hintertüren: Hausbesitzer
können das Verbot umgehen, indem sie zu-
sätzlich zu einem neuen Kessel eine Solar-
thermie-Anlage installieren. Ausnahmen
macht das GEG auch für Bestandsgebäu-
de, die nicht an Erdgas- oder Fernwärme-
netze angeschlossen werden können und
wo der Einbau einer Wärmepumpe oder
Holzheizung unwirtschaftlich oder tech-

nisch unmöglich ist. Eine weitere Neue-
rung im GEG: Wechselt ein Ein- oder Zwei-
familienhaus den Eigentümer oder wird
das Gebäude umfassend saniert, ist eine
Energieberatung obligatorisch.

Darüber hinaus gibt das Gesetz Bauher-
ren mehr Flexibilität bei der Erfüllung der
Effizienzvorgaben. Sie können diese künf-
tig auch auf Basis einer CO2-Rechnung
umsetzen. Nicht wie üblich der Primär-
energiebedarf eines Gebäudes, sondern
der Treibhausgas-Ausstoß ist dann zentra-
le Zielgröße der Effizienzmaßnahmen –
ein neuer Bilanzierungsansatz, der nun in

der Praxis erprobt werden soll. Die Woh-
nungswirtschaft begrüßt dies als Schritt
in die richtige Richtung. „Angesichts der
Klimaziele müssen die Treibhausgas-
emissionen zur Steuerungsgröße nicht
nur des Ordnungsrechts, sondern auch
der Förderung werden“, fordert Axel Ge-
daschko, Präsident des Branchenverban-
des GdW. Danach würde es für Maßnah-
men, die viel CO2 einsparen, mehr Geld ge-
ben als für solche, die nur wenig zum Kli-
maschutz beitragen.

Die Deneff, ein Zusammenschluss von
Unternehmen der Energieeffizienz-Bran-
che, bezeichnet das neue Gesetz als mut-
los. Dem Klima bringe der Entwurf kaum
etwas. Sascha Müller-Kraenner, Bundes-
geschäftsführer der Deutschen Umwelthil-
fe, kritisiert, dass das GEG keinen nen-
nenswerten Beitrag zum Erreichen des Kli-
maziels 2030 im Gebäudesektor leiste.
„Wir fordern ein Verbot neuer Ölheizun-
gen ab 2020 und ohne Ausnahmen. Gashei-
zungen dürfen nur noch bis 2025 einge-
baut werden“, so Müller-Kraenner. Julia
Verlinden, energiepolitische Sprecherin
der grünen Bundestagsfraktion, spricht
von einem „klima-, bau- und energiepoliti-
sches Desaster“. Sie ist überzeugt: „Die Pa-
riser Klimaziele können so nicht erreicht
werden.“  ralph diermann

von ralph diermann

G leich um die Ecke vom Berli-
ner Nettelbeckplatz, mitten
im Stadtteil Wedding gelegen,
hat die örtliche Bau- und Woh-
nungsgenossenschaft von

1892 in den 1970er-Jahren ein sechsstöcki-
ges Wohnhaus errichtet. Mit dem An-
spruch, den Mietern etwas Besonderes zu
bieten: Große Gemeinschaftsflächen im
Haus laden die Bewohner zur Begegnung
ein. Vor einigen Jahren musste das Gebäu-
de umfassend saniert werden. Anlass für
die Genossenschaft, den Mietern wieder
ein außergewöhnliches Angebot zu ma-
chen: Sie können jetzt Strom beziehen, der
auf dem Dach ihres Hauses erzeugt wird.
Dort wurde im Zuge der Sanierung eine
52-Kilowatt-Solaranlage installiert. Der
Sonnenstrom fließt nicht in das öffentli-
che Netz, sondern in die Steckdosen der
Haushalte. „Unsere Genossenschaft gibt
es seit mehr als 120 Jahren. Nachhaltigkeit
ist für uns also seit jeher ein großes The-
ma. Da ist die Versorgung der Bewohner
mit Solarstrom, der vor Ort produziert
wird, nur konsequent“, sagt Vorstands-
mitglied Dirk Lönnecker.

„Mieterstrom“ heißt dieses Modell. Das
Prinzip: Die Eigentümer von Mehrpartei-
enhäusern oder von ihnen beauftragte
Dienstleister installieren eine Photovol-
taikanlage auf dem Dach oder ein Block-
heizkraftwerk im Technikraum. Den er-
zeugten Strom verkaufen sie an die Mieter.
Produzieren die Anlagen nicht genug Ener-
gie, um den Bedarf zu decken, füllen sie die
Lücke mit Strom aus dem Netz. Das ge-
schieht automatisch, sodass die Haushalte
stets sicher versorgt sind. Wie bei einem
Standardstromtarif erhalten die Mieter
nur eine Rechnung. Ob sie das Mieter-
stromangebot annehmen oder doch einen
konventionellen Versorger wählen, bleibt
ihnen selbst überlassen.

Projekte wie das im Wedding tragen da-
zu bei, die Energiewende in die Städte zu
bringen. Dort wird bislang kaum grüner
Strom erzeugt –für Windräder fehlt es an
Platz, für Photovoltaikanlagen an Interes-
se der Wohnungsbaugesellschaften. Dabei
wäre es für viele Mieter durchaus attrak-

tiv, Solarstrom vom Hausdach zu bezie-
hen, meint Thomas Engelke, Leiter des
Teams Energie und Bauen des Verbrau-
cherzentrale Bundesverband (vzbv). „Mie-
terstrom bietet die Möglichkeit, einen rele-
vanten Anteil der 22 Millionen Haushalte
in Mehrfamilienhäusern in Deutschland
direkt von der Energiewende profitieren
zu lassen“, erklärt er. Eigenheimbesitzer
tun das schon seit vielen Jahren: Mit einer
Solaranlage auf dem Dach können sie sich
zu niedrigen Kosten mit hausgemachtem
Sonnenstrom versorgen. „Mit Mieter-
strom-Modellen kommen die Vorteile der
Solarenergie auch Mietern zugute“, erklärt
Engelke. Das wiederum verbessert das
Image der Wohnungsbaugesellschaften,
was ihnen auf Märkten mit einem Überan-
gebot an Wohnraum einen Vorteil ver-
schafft.

Vor gut zwei Jahren hat die Bundesregie-
rung das sogenannte Mieterstromgesetz
verabschiedet, das einen rechtlichen Rah-
men für das Modell definiert und eine För-
derung festschreibt. Das Gesetz sollte die
Wohnungswirtschaft ermuntern, Mieter-
stromprojekte umzusetzen. Damit ist die
Regierung jedoch krachend gescheitert,
wie eine vor wenigen Wochen veröffent-
lichte Bestandsaufnahme des Bundeswirt-
schaftsministeriums zeigt. Bis Juli 2019
waren danach solare Mieterstromanlagen
mit einer Leistung von zusammen gerade
einmal 14 Megawatt installiert. Das ent-
spricht etwa der Leistung von fünf Windrä-
dern. Die Fördermittel hätten jedoch für
500 Megawatt pro Jahr gereicht. Die Bun-
desregierung hat deshalb zugesagt, noch
in diesem Herbst eine Novelle des Mieter-
stromgesetzes vorzulegen.

Handlungsbedarf sieht die Wohnungs-
wirtschaft unter anderem bei der steuerli-
chen Praxis. So kritisiert der Dachverband
GdW, dass Wohnungsunternehmen mit
Mieterstromprojekten riskieren, für ihre
gesamten Einnahmen, also auch ihr Kern-
geschäft der Vermietung, gewerbesteuer-
pflichtig zu werden. „Solange die Stromer-
zeugung vor Ort und der direkte Ver-
brauch in den Quartieren durch die Mieter
für die Wohnungsunternehmen den Ver-
lust der Gewerbesteuerbefreiung für die
Vermietungstätigkeit bedeutet, bleibt die
urbane Energiewende aus“, prophezeit
GdW-Präsident Axel Gedaschko. Er ver-
langt deshalb, das Gewerbesteuergesetz
so zu ändern, dass der Betrieb von Photo-
voltaik-Anlagen auf Hausdächern grund-
sätzlich genauso behandelt wird wie der
von Heizungsanlagen.

An dieser Gewerbesteuerbürde wäre
das Mieterstromvorhaben der Berliner
Bau- und Wohnungsgenossenschaft von
1892 beinahe gescheitert. „Steuerlich gese-
hen ist das Thema Mieterstrom eine echte
Schlangengrube“, sagt Vorstand Lön-
necker. Gelöst hat die Genossenschaft das
Problem schließlich dadurch, dass sie mit
dem Berliner Unternehmen Solarimo ei-
nen Partner mit an Bord geholt hat. Solari-

mo tritt den Mietern gegenüber als Ver-
tragspartner auf, kümmert sich um alle
energiewirtschaftlichen Aufgaben und
kauft den zusätzlich benötigten Strom ein.
Mit weiteren Anbietern wie Polarstern,
Entega, Discovergy, Naturstrom und ande-
ren gibt es eine Reihe von Dienstleistern,
die der Wohnungswirtschaft aus der Steu-
erklemme helfen könnten.

Warum kommt das Mieterstrom-Mo-
dell trotzdem nicht aus seiner Nische? Vor
allem, weil die finanziellen Bedingungen
unzureichend sind, meint Harald Will,
Chef des Beratungsunternehmens Urbane
Energie. „Die Anbieter sind gezwungen,
sehr knapp zu kalkulieren, weil die Tarife
laut Mieterstromgesetz um mindestens
zehn Prozent unter denen des örtlichen
Grundversorgers liegen müssen. Das
macht Mieterstromprojekte vielerorts un-
attraktiv“, sagt Will. Besonders falle hier
ins Gewicht, dass auf den Mieterstrom die
volle EEG-Umlage von derzeit 6,4 Cent pro
Kilowattstunde zu zahlen ist. Anders als
bei Immobilienbesitzern, die sich selbst
mit Solarstrom versorgen – sie sind ganz
oder teilweise von der Umlage befreit. Im
Gegenzug sieht das Gesetz zwar eine Förde-
rung für den Mieterstrom vor. Die beläuft
sich derzeit aber nur auf gut einen Cent pro
Kilowattstunde.

Naturstrom-Vorstand Tim Meyer ver-
weist zudem auf den Aufwand, der da-
durch entsteht, dass Anbieter mit jedem
einzelnen der bundesweit mehr als 800
Netzbetreiber aushandeln müssen, wie
Messung und Abrechnung erfolgen sollen.
Er fordert daher vom Gesetzgeber, klare
Spielregeln mit verlässlichen Fristen für
den Netzzugang und die Abrechnung mit
den Netzbetreibern vorzugeben. „Für nor-
male Haushaltsstromtarife oder die nor-
male Photovoltaikanlage existieren solche
Vorgaben seit Jahren und haben für ent-
sprechende Kostensenkungen und Wettbe-
werb gesorgt“, erklärt Meyer. Auch die auf-
wendigen Melde- und Nachweispflichten
sowie die nötigen Investitionen in die Mess-
technik sorgten für zusätzliche Kosten.
Meyer verlangt deshalb, die Förderung so
zu erhöhen, dass diese Mehrkosten ge-
deckt werden. „Wir gehen davon aus, dass
vier Cent pro Kilowattstunde ausreichen
würden“, so der Naturstrom-Vorstand.
Dies entspräche ziemlich genau der Entlas-
tung bei der EEG-Umlage, die denjenigen
Gebäudeeigentümern gewährt wird, die
sich eine mehr als zehn Kilowatt große
Photovoltaikanlage für den Eigenbedarf
auf ihr Dach montiert haben. „Die Nut-
zung von Solarstrom im Mehrfamilien-
haus sollte gleichgestellt werden mit der

Nutzung von Solarstrom im Eigenheim“, er-
klärt Meyer.

Ob mehr Förderung und weniger Büro-
kratie dem Modell zum Durchbruch verhel-
fen werden? Bessere rechtliche und finanzi-
elle Bedingungen sind notwendig, reichen

allein aber nicht aus. Denn das Modell
kommt für Wohnungsunternehmen nur
dann in Frage, wenn sie damit rechnen kön-
nen, dass sich eine große Zahl der Mieter
für das Angebot entscheiden wird. Ob das
der Fall ist, dürfte zum großen Teil vom
Vertrauen abhängen, das der jeweilige Ver-
mieter bei den Bewohnern genießt. „Man-

che Vermieter haben keinen großen Kredit
bei ihren Mietern. Da sorgen Mieterstrom-
angebote eher für Skepsis“, sagt Berater
Will. „Ist das Verhältnis dagegen gut, zeigt
die Erfahrung, dass sich sehr viele oder gar
alle Mieter davon überzeugen lassen."

Wer sich als Mieter mit lokal erzeugtem
Solarstrom versorgen will, kann das je-
doch auch unabhängig von Mieterstrom-
angeboten tun – sofern es in ihrer Nachbar-
schaft andere Anlagenbetreiber gibt, die
Strom verkaufen wollen. Möglich machen
das neue Geschäftsmodelle, bei denen Ver-
braucher ihren Strom direkt bei Erzeugern
einkaufen können, ohne dass ein Versor-
ger involviert ist. Die Haushalte können
sich damit gezielt einen Lieferanten aussu-
chen, etwa den Handwerksbetrieb um die
Ecke mit einer großen Photovoltaikanlage
auf dem Dach oder auch eine Energiege-
nossenschaft, die vor Ort einen Windpark
betreibt. Dabei helfen Unternehmen wie
Enyway oder Lition, die Plattformen für
den Handel bereitstellen und den Produ-
zenten rechtliche und administrative Auf-
gaben abnehmen. Wenn die Erneuerbare-
Energien-Anlagen nicht liefern können,
springen die Dienstleister ein, indem sie
andernorts Ökostrom zukaufen. So ist ge-
währleistet, dass die Kunden nicht im Dun-
keln sitzen, wenn die Sonne untergeht.

Ob ein Projekt gelingt,
hängt auch vom Image des

Vermieters ab

Nur kleine Schritte
Die Klimapolitik der Bundesregierung bringt im Gebäudebereich wenig Neues

Gerade auf Mietshäusern
wäre viel Platz

für neue Solaranlagen

„Mutlos“ und „Desaster“:
Umweltschützer kritisieren das

neue Energiegesetz

Aus dem
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Solarenergie vom Dach?
Gibt es für Mieter meist nicht. Warum

nur sehr wenige Vermieter ihre Bewohner
mit günstigem Ökostrom versorgen
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Licht und Schatten: In Deutschland wird immer mehr Solarstrom erzeugt. Davon profitieren aber vor allem die Eigentümer. FOTO: MAURITIUS IMAGES / MILOSLAV DRUCKMULLER
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